
 

 

 

 

 

 

 

 

Liebe Mandanten, 

zum Jahresende möchten wir Sie in diesem 

Rundbrief noch auf die Grundlagen und Aus-

wirkungen des Mindestlohns sowie auf Ände-

rungen im Steuerrecht hinweisen. 

Unser Team dankt Ihnen für das Ver-

trauen, das Sie uns in diesem Jahr 

schenkten.  

Wir wünschen Ihnen und Ihren Lieben ein frohes Weih-
nachtsfest und für 2015 beste Gesundheit, Erfolg und 
Zufriedenheit! 

Ihr Team von Granow Hesse Seifert 
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Unsere Kanzlei bleibt vom 24. Dezember 2014 bis zum 02. Januar 2015 geschlossen. 

In dringenden Angelegenheiten erreichen Sie in dieser Zeit Herrn Granow unter 0170 / 736 9651. 

 

 

 

 

Der Mindestlohn kommt 

 

Deutschland wird ab dem 01.01.2015 

einen flächendeckenden und weitge-

hend branchenunabhängigen Min-

destlohn erhalten. Mit diesem Schrei-

ben möchten wir Sie über die Grund-

lagen, Folgen und Kontrollmaßnah-

men des Mindestlohns aufklären. 

 

Grundlagen 

 

Ab dem 01.01.2015 hat jede Arbeit-

nehmerin und jeder Arbeitnehmer 

nach § 1 Abs. 1 MiLoG (Mindestlohn-

gesetz) einen gesetzlichen An-

spruch auf die Zahlung eines Brutto-

Arbeitsentgelts in Höhe von 8,50 Eu-

ro pro Zeitstunde. Dies gilt auch für 

den Bereich der Beschäftigung in Pri-

vathaushalten. Die Zahlung des Min-

destlohns ist dabei entweder zum 

vereinbarten Zeitpunkt fällig, spätes-

tens jedoch am letzten Bankarbeits-

tag des Monats, der auf dem Monat 

folgt, in dem die Arbeitsleistung er-

bracht wurde. 

Der Geltungsbereich des Mindest-

lohns umfasst die gesamte Bundes-

republik. Somit betrifft der Mindest-

lohn auch ausländische Beschäftigte, 

wenn sie in Deutschland arbeiten, 

unabhängig davon, ob sie bei einem 

in- oder ausländischen Unternehmen 

angestellt sind. 

 

 

Übergangsregelung bis 31.12.2017 

 

§ 24 MiLoG sieht eine Übergangsre-

gelung bis zum 31.12.2017 vor, wo-

nach die Branchenmindestlöhne 

den gesetzlichen Mindestlohn unter-

schreiten dürfen. Ab dem 

01.01.2017 müssen abweichende 

Regelungen in diesem Sinne mindes-

tens ein Entgelt von 8,50 Euro je 

Zeitstunden vorsehen. 

 

Ausnahmen vom Mindestlohn 

 

Bei bestimmten Arbeitnehmerinnen 

und Arbeitnehmern bestehen Beson-

derheiten bezüglich des Mindest-

lohns. Daher sollte der Arbeitgeber 

generelle Ausnahmen vom Mindest-
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lohn im Blick haben. Keinen gesetzli-

chen Anspruch auf den Mindestlohn 

gibt es für: 

 

 Auszubildende 

 Langzeitarbeitslose in den ersten 

sechs Monaten ihrer Beschäftigung 

 In Werkstätten beschäftigte körper-

lich oder geistig benachteiligte 

Menschen 

 Jugendliche unter 18 Jahren ohne 

abgeschlossene Berufsausbildung 

 Praktikanten, die ein Pflichtprakti-

kum nach Schul-, Ausbildungs-  

oder Studienordnung leisten 

 Praktikanten, die ein Orientierungs-

praktikum von bis zu drei Monaten 

vor Berufsausbildung oder Studium 

leisten 

 Praktikanten, die ein Praktikum von 

bis zu drei Monaten begleitend zu 

einer Berufs- oder Hochschulaus-

bildung leisten 

 Personen im Rahmen ihres Ehren-

amtes 

 Personen im Rahmen von Berufs-

einstiegs- und Vorbereitungsqualifi-

zierungen 

 

Zusammensetzung des Mindest-

lohns 

 

Zum Mindestlohn gehören alle Ver-

gütungen, die als Gegenleistung für 

die Arbeitsleistung gezahlt werden. 

Somit werden auch Zulagen, Zu-

schläge oder andere variable Vergü-

tungsbestandteile in den Mindestlohn 

eingerechnet, wenn sie ihrem Zweck 

nach die reguläre Arbeitsleistung des 

Beschäftigten entlohnen sollen. 

 

 
 

Es kommt also darauf an, ob die an-

rechenbaren Vergütungsbestandteile 

funktional gleichwertig mit dem 

Zweck des Mindestlohns sind. 

 

Die monatliche Einbeziehung von 

Sachleistungen ist über eine Um-

rechnung in ein Stundenentgelt mög-

lich. Dabei scheint es am sinnvolls-

ten, den Wert der Sachleistung auf 

den steuerlichen Wert abzustellen. 

 

Nicht anrechenbar sind hingegen 

Vergütungsbestandteile, die einen 

ganz anderen Zweck befolgen und 

anderen Bindungen unterliegen. Dazu 

gehören beispielsweise: 

 

 Fahrtkostenersatz und anderer 

Aufwandsersatz, 

 Wechselschichtzulagen, 

 Schmutzzulagen, 

 Trinkgelder, 

 Sonntags-, Feiertags-, Nachtar-

beits- und Überstundenzuschläge. 

 

Problematisch können Urlaubs- und 

Weihnachtsgeld sowie leistungsun-

abhängige Boni und Provisionen sein. 

Bei der Frage der Anrechenbarkeit 

solcher Vergütungsbestandteile ist im 

Einzelfall entscheidend, welcher 

Zweck mit der Leistung verfolgt wird. 

Soll allein die Arbeitsleistung im en-

geren Sinne vergütet werden, ist er 

auf den Mindestlohn anrechenbar. 

 

Für Sie als Arbeitgeber ist es deshalb 

ratsam, so viele Gehaltsbestandteile 

wie möglich in eine Fixvergütung um-

zuwandeln. Zudem sollten Leistun-

gen, die nicht zum Fixgehalt gehören, 

immer mit einer Zweckbestimmung 

verbunden werden, damit sie auf je-

den Fall auf den Mindestlohn anre-

chenbar sind. 

 

 

 

 

Folgen 

 

Sind in einem Unternehmen Mitarbei-

ter zu einem bisher niedrigeren Stun-

denlohn beschäftigt, wird durch Ein-

führung des Mindestlohns die Lohn-

summe des Unternehmens steigen. 

Als Arbeitgeber ist dabei zu beachten, 

dass mit dem Einsatz des Mindest-

lohns nicht nur den Arbeitnehmerin-

nen und Arbeitnehmern, de-

ren/dessen Lohnniveau unter dem 

Mindestlohn liegt, eine Erhöhung des 

Lohns zu gewähren ist, sondern 

eventuell allen Arbeitnehmerinnen 

und Arbeitnehmern oder nur den Ar-

beitnehmerinnen und Arbeitnehmern, 

deren/dessen Lohnniveau auf oder 

knapp über dem Mindestlohn liegt. 

Über solche Lohnerhöhungen muss 

im Einzelfall entschieden werden, ge-

setzlich vorgeschrieben sind sie aller-

dings nicht. 

Überstunden 

 

Das Mindestlohngesetz sieht eben-

falls Änderungen zur Behandlung 

von Überstunden vor. Mehrarbeit, 

die in schriftlich vereinbarten Arbeits-

zeitkonten angesammelt wird, muss 

innerhalb von 12 Monaten durch Frei-

zeit oder Auszahlung ausgeglichen 

werden. 

 

So funktioniert das Mindestlohn-

Arbeitszeitkonto: 

Über die vertraglich vereinbarte Ar-

beitszeit hinausgehende und auf ei-

nem schriftlich vereinbarten Arbeits-

zeitkonto eingestellte Arbeitsstunden 

sind spätestens innerhalb von zwölf 

Kalendermonaten nach ihrer monatli-

chen Erfassung durch bezahlte Frei-

zeitgewährung oder Zahlung des 

Mindestlohns auszugleichen. 

Die auf das Arbeitszeitkonto einge-

stellten Arbeitsstunden dürfen monat-

lich jeweils 50 Prozent der vertraglich 

vereinbarten Arbeitszeit nicht über-

steigen. 

 

Falls diese Grenze überschritten wird, 

ist die Mehrarbeit zwingend zum letz-

ten Bankarbeitstag des Folgemonats 

zu vergüten. Diese Regelungen gel-

ten nicht, wenn die Arbeitnehmerin-

nen und Arbeitnehmer bereits durch 

ihr festes monatliches Arbeitsentgelt 

für alle tatsächlich geleisteten Ar-

beitsstunden im Durchschnitt des 

Zwölfmonatszeitraums ein Entgelt in 

Höhe des gesetzlichen Mindestlohns 

erhalten. 

 

Achtung: 

Die Pflicht zur Führung der speziellen 

Arbeitszeitkonten kann auch bezüg-



lich der Arbeitnehmer entstehen, die 

mit ihrem vertraglich vereinbartem 

Lohn oberhalb der Mindestlohngrenze 

liegen! 

 

Beispiel: 

Mit einer Teilzeitkraft ist ein Stunden-

lohn von 9,50 EUR bei einer täglichen 

Arbeitszeit von 3 Stunden vereinbart. 

Es wird ein festes Gehalt auf der Ba-

sis von 20 Arbeitstagen = 570 Euro 

gezahlt. Gleichzeitig ist mündlich ver-

einbart, dass eventuelle Mehrarbeit 

„abzufeiern“ ist. Da der März 2015 22 

Arbeitstage hat und außerdem noch 

an 5 Tagen jeweils eine Stunde mehr 

gearbeitet wurde, fallen für den März 

11 Stunden oberhalb des festen 

Lohns an. Die Teilzeitkraft möchte 

diese im August 2015 „abfeiern“, ihr 

Abteilungsleiter ist damit einverstan-

den. 

Im Mai 2015 erfolgt eine Überprüfung 

durch die Zollbehörde. Diese stellt 

fest, dass im Monat März für 71 Ar-

beitsstunden ein Lohn in Höhe von 

570 Euro bezahlt wurde, was einem 

Stundenlohn von 8 Euro entspricht. 

 

Folgen: 

1. Rüge einer Mindestlohnunter-

schreitung durch die Zollbehörde, 

einschließlich eines möglichen 

Bußgeldverfahrens 

2. Einforderung der Mindestlohndif-

ferenz durch die Arbeitnehmerin. 

 

Haftung des Auftraggebers 

 

Beauftragt ein Unternehmer einen 

anderen Unternehmer mit der Erbrin-

gung von Werk- oder Dienstleistun-

gen, verweist das Mindestlohngesetz 

auf die Haftung des Auftraggebers. 

Demnach haftet der Auftraggeber für 

den Fall, dass ein Sub- oder Nachun-

ternehmer seinen Arbeitnehmer/innen 

nicht den Mindestlohn zahlt, wie ein 

Bürge, der auf die Einrede der Vo-

rausklage verzichtet hat. Der Grund 

dafür ist der, dass der Mindestlohn 

nicht durch Einsatz externer Dienst-

leister umgangen wird. 

 

Folgen für Minijobber 

 

Der Mindestlohn wird weitreichende 

Folgen für viele geringfügig Be-

schäftigte in der Bundesrepublik ha-

ben. Sollte ihr bisheriges Lohnniveau 

unter dem des Mindestlohns liegen, 

besteht die Möglichkeit, dass ihr Ge-

halt die Grenze von 450 Euro pro 

Monat übersteigt. 

Ist dies der Fall, wird der Minijob so-

zialversicherungspflichtig. Dieses 

Problem kann umgangen werden, in-

dem entweder die Arbeitsstunden des 

geringfügig Beschäftigten gekürzt 

werden oder auf regelmäßige Ein-

malzahlungen, die in den Mindestlohn 

eingerechnet werden (wie beispiels-

weise das Weihnachtsgeld), schrift-

lich verzichtet und somit die jährliche 

Geringfügigkeitsgrenze von 5.400 Eu-

ro nicht überschritten wird. 

 

Jedoch muss es für Arbeitgeber nicht 

grundsätzlich teurer sein, Aushilfen 

gegen ein regelmäßiges Entgelt von 

mehr als 450,00 Euro einzustellen. Im 

Gleitzonenbereich zwischen 450,01 

Euro und 850,00 Euro werden die 

Sozialversicherungsbeiträge nicht pa-

ritätisch von Arbeitgeber und Arbeit-

nehmer je zur Hälfte getragen. Nur 

der Arbeitgeber zahlt seinen vollen 

Beitrag, der allerdings geringer ist, als 

bei einem 450-Euro-Minijob. Die Ar-

beitnehmerin/der Arbeitnehmer zahlt 

dabei einen abgesenkten Arbeitneh-

meranteil. Inwiefern eine solche Lö-

sung einsetzbar wäre, sollte eine 

Vergleichsrechnung klären. 

 

 

 

Kontrolle und Sanktionen 

 

Kontrolliert wird die Einhaltung der 

Zahlung des Mindestlohns durch die 

Behörden der Zollverwaltung. Dem 

Arbeitgeber obliegen dabei folgende 

Pflichten: 

 

 Mitwirkungs- und Duldungspflich-

ten, 

 Meldepflicht, 

 Arbeitszeitaufzeichnungspflicht und 

die 

 Unterlagenbereithaltungspflicht. 

 

Die Meldepflicht gegenüber den Be-

hörden der Zollverwaltung beschränkt 

sich dabei auf Arbeitgeber mit Sitz 

im Ausland, die Arbeitnehmerinnen 

und Arbeitnehmer in einem der in  

§ 2a Schwarzarbeitsbekämpfungsge-

setz (SchwarzArbG) genannten Wirt-

schaftsbereiche innerhalb der Bun-

desrepublik beschäftigen. Vor Beginn 

jeder Werk- oder Dienstleistung ist 

eine schriftliche Anmeldung mit einer 

Versicherung, dass der Mindestlohn 

eingehalten wird, bei der zuständigen 

Behörde vorzulegen. 

 

In § 2a SchwarzArbG sind folgende 

Bereiche aufgeführt: 

 

 Baugewerbe, 

 Gaststätten- und Beherbergungs-

gewerbe, 

 Personenbeförderungsgewerbe, 

 Speditions-, Transport- und damit 

verbundene Logistikgewerbe, 

 Schaustellergewerbe, 

 Unternehmen der Forstwirtschaft, 

 Gebäudereinigungsgewerbe, 

 Unternehmen, die sich am Auf- und 

Abbau von Messen und Ausstellun-

gen beteiligen, 

 Fleischwirtschaft. 

 

Dies trifft ebenfalls dann zu, wenn 

sich ein inländischer Arbeitgeber Ar-

beitnehmer/innen von einem auslän-

dischen Unternehmer zur Verwen-

dung in genannten Wirtschaftszwei-

gen leiht. Die Meldepflicht obliegt 

dann dem Entleiher. 

 

Dokumentation 

 

Zudem sind für Minijobber, kurzfris-

tig Beschäftigte und Arbeitnehmer 

in bestimmten Wirtschaftsberei-

chen (nach § 2a SchwarzArbG) der 

Beginn, das Ende und die Dauer der 

täglichen Arbeitszeit zu dokumentie-

ren. Diese Dokumentation ist für 

mindestens zwei Jahre aufzube-

wahren. Diese Regelung wird für alle 

Unternehmen, unabhängig davon, ob 

sie bei der Lohnhöhe vom Mindest-

lohn betroffen sind oder nicht, erheb-

liche Bürokratiekosten verursachen. 

 

Für geringfügig Beschäftigte in Pri-

vathaushalten (§ 8a SGB IV) gilt die 

Aufzeichnungspflicht  nicht. 

 

Eine Vorlage zur Arbeitszeit-

Dokumentation (im Excel-Format) 

stellen wir Ihnen auf unserer Inter-

netseite www.ghs-steuerberater.de 



(zu finden auf der Startseite unter 

„Der Mindestlohn kommt“) als Link 

zur Verfügung. 

 

Infolge der Bereithaltungspflicht 

müssen alle Arbeitgeber von gering-

fügig Beschäftigten oder Beschäftig-

ten in den Branchen des § 2a 

SchwarzArbG Unterlagen zur Prüfung 

der Zahlung des Mindestlohns bereit-

halten. Ein ausländischer Arbeitgeber 

hat diese in deutscher Sprache min-

destens für die Dauer der Dienst-  

oder Werkleistung, maximal für zwei 

Jahre aufzubewahren und auf Ver-

langen vorzulegen. 

 

Sanktioniert werden jegliche Verstöße 

gegen das Mindestlohngesetz mit ei-

nem Bußgeldverfahren oder dem 

Ausschluss von der Vergabe öf-

fentlicher Aufträge. Verstößt ein Ar-

beitgeber gegen seine Zahlungs-

pflicht oder ein Auftraggeber gegen 

seine Haftungspflicht können Geld-

bußen in Höhe von bis zu 500.000 

Euro verhängt werden.  

 

Für Verstöße gegen Mitwirkungs-

pflichten bei der Kontrolle oder gegen 

die Melde- und Dokumentationspflich-

ten sind Geldbußen von bis zu 30.000 

Euro vorgesehen. 

 

 

Nachweis zur Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers  
bei Bauleistungen und/oder Gebäudereinigungsleistungen 

 

Das Bundesministerium der Finanzen 

hat ein neues Vordruckmuster (USt 1 

TG) für den Nachweis zur Steuer-

schuldnerschaft des Leistungsemp-

fängers bei Bauleistungen und/oder 

Gebäudereinigungsleistungen her-

ausgegeben.  

Werden Bauleistungen und/oder Ge-

bäudereinigungsleistungen von einem 

im Inland ansässigen Unternehmer 

nach dem 30. September 2014 im In-

land erbracht, ist der Leistungsemp-

fänger Steuerschuldner unabhängig 

davon, ob er die bezogene Leistung 

für eine von ihm erbrachte Leistung 

im Sinne des Gesetzes verwendet, 

wenn er ein Unternehmer ist, der 

nachhaltig entsprechende Leistungen 

erbringt. Davon ist auszugehen, wenn 

dem Leistungsempfänger das zu-

ständige Finanzamt eine im Zeitpunkt 

der Ausführung des Umsatzes gültige 

Bescheinigung darüber erteilt hat, 

dass er ein Unternehmer ist, der der-

artige Leistungen erbringt. Der Nach-

weis nach dem Vordruckmuster ist 

auf Antrag auszustellen, wenn die 

hierfür erforderlichen Voraussetzun-

gen gegeben sind. Er kann auch von 

Amts wegen erteilt werden, wenn das 

zuständige Finanzamt feststellt, dass 

die erforderlichen Voraussetzungen 

erfüllt sind. Die Gültigkeitsdauer der 

Bescheinigung beträgt maximal drei 

Jahre. Die Bescheinigung kann nur 

mit Wirkung für die Zukunft widerru-

fen oder zurückgenommen werden. 

Wenn die Bescheinigung durch das 

Finanzamt widerrufen oder zurückge-

nommen wurde, darf sie der Unter-

nehmer nicht mehr verwenden. 

Hat das Finanzamt dem Unternehmer 

einen Nachweis ausgestellt, ist er 

auch dann als Leistungsempfänger 

Steuerschuldner, wenn er diesen 

Nachweis gegenüber dem leistenden 

Unternehmer nicht verwendet. Ver-

wendet der Leistungsempfänger ei-

nen gefälschten Nachweis nach dem 

Vordruckmuster USt 1 TG und hatte 

der leistende Unternehmer hiervon 

Kenntnis, ist nicht der Leistungsemp-

fänger, sondern der leistende Unter-

nehmer Steuerschuldner. Das Glei-

che gilt, wenn die Bescheinigung wi-

derrufen oder zurückgenommen wur-

de und der leistende Unternehmer 

hiervon Kenntnis hatte. 

 

 

Überprüfung der Miethöhe zum 01.01.2015 bei verbilligter Vermietung 

 

Bei verbilligter Vermietung von Woh-

nungen sowohl an Angehörige als 

auch an fremde Dritte beträgt die 

Grenze 66 % der ortsüblichen Markt-

miete.  

 

Deshalb ist Folgendes zu beachten: 

 

 Beträgt die vereinbarte Miete min-

destens 66 % der ortsüblichen 

Marktmiete, dann sind die mit den 

Mieteinnahmen zusammenhängen-

den Werbungskosten voll abzugs-

fähig. 

 Liegt der Mietzins unterhalb von  

66 % der ortsüblichen Marktmiete, 

können die Aufwendungen nur ent-

sprechend dem entgeltlichen Anteil 

der Vermietung geltend gemacht 

werden. 

 Aus diesem Grund sollten beste-

hende Mietverträge kurzfristig da-

rauf geprüft werden, ob sie den üb-

lichen Konditionen entsprechen und 

auch so durchgeführt werden. Dies 

gilt auch für die zu zahlenden Ne-

benkosten. Insbesondere sollte die 

Höhe der Miete geprüft und zum 

01.01.2015 ggf. angepasst werden. 

Dabei empfiehlt es sich, nicht bis an 

die äußersten Grenzen heranzuge-

hen. Eine Totalüberschussprognose 

ist in allen Fällen nicht mehr erfor-

derlich. 

 Bei der Höhe der Miete kommt es 

zwar auf die 66 %-Grenze an, aber 

der Mietvertrag muss insbesondere 

bei Vermietung an Angehörige ei-

nem Fremdvergleich (Vermietung 

an fremde Dritte) standhalten, weil 

er sonst steuerrechtlich nicht aner-

kannt wird. Die Mieten und Neben-

kosten sollten von den Angehörigen 

pünktlich bezahlt werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


